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ABKOMMEN

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den
Luftverkehr

DIE SCHWEIZERISCHE EIDGENOSSENSCHAFT,

nachstehend „Schweiz“ genannt,

DIE EUROPAÏSCHE GEMEINSCHAFT,

nachstehend „Gemeinschaft“ genannt,

nachstehend „Vertragsparteien“ genannt,

IN ANBETRACHT der engen Verknüpfungen in der internationalen Zivilluftfahrt und vom Wunsche geleitet, die
Vorschriften für den Luftverkehr innerhalb Europas einander anzugleichen,

VOM WUNSCHE GELEITET, Regeln für die Zivilluftfahrt innerhalb des Gebietes der Gemeinschaft und der Schweiz
aufzustellen, die unbeschadet der im Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (nachstehend „EG-
Vertrag“ genannt) enthaltenen Regeln und insbesondere unbeschadet der bestehenden Befugnisse der Gemeinschaft
nach den Artikel 81 und 82 EG-Vertrag und der daraus abgeleiteten Wettbewerbsregeln gelten,

IN ANBETRACHT ihrer Übereinstimmung, daß diesen Regeln die in der Gemeinschaft zum Zeitpunkt der
Unterzeichnung dieses Abkommens geltenden Rechtsvorschriften zugrunde gelegt werden sollen,

VOM WUNSCHE GELEITET, unter Respektierung der Unabhängigkeit der Gerichte unterschiedliche Auslegungen zu
vermeiden und eine möglichst einheitliche Auslegung der Bestimmungen dieses Abkommens und der entsprechenden
Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts, die inhaltlich in dieses Abkommen aufgenommen wurden, zu erzielen —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

KAPITEL 1 Artikel 2

Ziele Die Bestimmungen dieses Abkommens und des Anhangs
gelten in dem Umfang, in dem sie den Luftverkehr oder

Artikel 1 unmittelbar damit zusammenhängende Angelegenheiten wie
im Anhang aufgeführt betreffen.

1. Dieses Abkommen legt für die Vertragsparteien Regeln
im Bereich der Zivilluftfahrt fest. Diese Bestimmungen lassen KAPITEL 2
die im EG-Vertrag enthaltenen Regeln und insbesondere die

Allgemeine Bestimmungenbestehenden Befugnisse der Gemeinschaft nach den Wettbe-
werbsregeln und den Durchführungsvorschriften zu diesen

Artikel 3Regeln sowie die Befugnisse auf Grund aller einschlägigen
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft, die im Anhang zu Im Anwendungsbereich dieses Abkommens ist unbeschadet
diesem Abkommen aufgeführt sind, unberührt. besonderer Bestimmungen des Abkommens jegliche Diskrimi-

nierung auf Grund der Staatsangehörigkeit verboten.
2. Zu diesem Zweck gelten die Bestimmungen, die in

Artikel 4diesem Abkommen sowie in den im Anhang aufgeführten
Verordnungen und Richtlinien enthalten sind, unter den im Im Anwendungsbereich dieses Abkommens unterliegt die freie
folgenden genannten Bedingungen. Soweit diese Bestimmun- Niederlassung von Staatsangehörigen eines EG-Mitgliedstaats
gen im wesentlichen mit den entsprechenden Regeln des EG- oder der Schweiz im Hoheitsgebiet eines dieser Staaten vorbe-
Vertrags und den in Anwendung des EG-Vertrags erlassenen haltlich der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates, wie
Rechtsvorschriften übereinstimmen, sind sie hinsichtlich ihrer sie im Anhang zu diesem Abkommen angeführt ist, keinen
Umsetzung und Anwendung in Übereinstimmung mit den vor Beschränkungen. Das gilt gleichermaßen für die Gründung von
der Unterzeichnung dieses Abkommens erlassenen Urteilen, Agenturen, Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften
Beschlüssen und Entscheidungen des Gerichtshofs und der durch Angehörige eines EG-Mitgliedstaats oder der Schweiz,
Kommission der Europäischen Gemeinschaften auszulegen. die im Hoheitsgebiet eines dieser Staaten ansässig sind. Die
Die nach Unterzeichnung dieses Abkommens erlassenen Urtei- Niederlassungsfreiheit umfaßt das Recht zur Aufnahme und
le, Beschlüsse und Entscheidungen werden der Schweiz über- Ausübung selbständiger Erwerbstätigkeiten sowie zur Grün-
mittelt. Auf Verlangen einer Vertragspartei werden die Folgen dung und Leitung von Unternehmungen, insbesondere von
der letztgenannten Urteile, Beschlüsse und Entscheidungen Gesellschaften im Sinne des Artikels 5 Absatz 2, nach den
im Hinblick auf ein ordnungsgemäßes Funktionieren dieses Bestimmungen des Aufnahmestaats für seine eigenen Angehöri-

gen.Abkommens vom Gemeinsamen Ausschuß festgestellt.
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Artikel 5 2. Die nach diesem Artikel verbotenen Vereinbarungen
oder Beschlüsse sind nichtig.

1. Im Anwendungsbereich dieses Abkommens stehen nach
3. Die Bestimmungen des Absatzes 1 können für nichtdem Recht eines EG-Mitgliedstaats oder der Schweiz gegründe-
anwendbar erklärt werden aufte Gesellschaften, die ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Haupt-

verwaltung oder ihre Hauptniederlassung in der Gemeinschaft
— Vereinbarungen oder Gruppen von Vereinbarungen zwi-oder in der Schweiz haben, natürlichen Personen gleich, die

schen Unternehmen,Staatsangehörige eines EG-Mitgliedstaats oder der Schweiz
sind. — Beschlüsse oder Gruppen von Beschlüssen von Unterneh-

mensvereinigungen,
2. Als Gesellschaften gelten die Gesellschaften des bürgerli-

— aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen oder Grup-chen Rechts und des Handelsrechts einschließlich der Genos-
pen von solchen,senschaften und die sonstigen juristischen Personen des öffent-

lichen und privaten Rechts mit Ausnahme derjenigen, die die unter angemessener Beteiligung der Verbraucher an dem
keinen Erwerbszweck verfolgen. entstehenden Gewinn zur Verbesserung der Warenerzeugung

oder -verteilung oder zur Förderung des technischen oder
wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, ohne daß den beteilig-Artikel 6
ten Unternehmen

Auf Tätigkeiten, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei a) Beschränkungen auferlegt werden, die für die Verwirkli-
dauernd oder zeitweise mit der Ausübung öffentlicher Gewalt chung dieser Ziele nicht unerläßlich sind, oder
verbunden sind, finden die Artikel 4 und 5 im Hoheitsgebiet
der betreffenden Vertragspartei keine Anwendung. b) Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesentlichen

Teil der betreffenden Waren den Wettbewerb auszuschal-
ten.

Artikel 7

Artikel 9
Die Artikel 4 und 5 und die aufgrund derselben getroffenen
Maßnahmen beeinträchtigen nicht die Anwendbarkeit der Mit diesem Abkommen unvereinbar und verboten ist dieRechts- und Verwaltungsvorschriften, die eine besondere Rege- mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung imlung für Ausländer vorsehen und aus Gründen der öffentlichen räumlichen Geltungsbereich dieses Abkommens oder in einemOrdnung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind. wesentlichen Teil desselben durch ein oder mehrere Unterneh-

men, soweit dies dazu führen kann, den Handel zwischen den
Vertragsparteien zu beeinträchtigen.Artikel 8

Dieser Mißbrauch kann insbesondere in folgendem bestehen:
1. Mit diesem Abkommen unvereinbar und verboten sind
alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von a) der unmittelbaren oder mittelbaren Erzwingung von
Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte unangemessenen Einkaufs- oder Verkaufspreisen oder
Verhaltensweisen, welche den Handel zwischen den Vertrags- sonstigen Geschäftsbedingungen;
parteien zu beeinträchtigen geeignet sind und eine Verhinde-

b) der Einschränkung der Erzeugung, des Absatzes oder derrung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs im
technischen Entwicklung zum Schaden der Verbraucher;räumlichen Geltungsbereich dieses Abkommens bezwecken

oder bewirken, insbesondere
c) der Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei

gleichwertigen Leistungen gegenüber Handelspartnern,a) die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung der An- oder
wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt werden;Verkaufspreise oder sonstiger Geschäftsbedingungen;

d) der an den Abschluß von Verträgen geknüpften Bedin-b) die Einschränkung oder Kontrolle der Erzeugung, des gung, daß die Vertragspartner zusätzliche LeistungenAbsatzes, der technischen Entwicklung oder der Investi- annehmen, die weder sachlich noch nach Handelsbrauchtionen; in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen.

c) die Aufteilung der Märkte oder Versorgungsquellen;
Artikel 10

d) die Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei
gleichwertigen Leistungen gegenüber Handelspartnern, Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte
wodurch diese im Wettbewerb benachteiligt werden; Verhaltensweisen, die eine Verhinderung, Einschränkung oder

Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
sowie die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschendene) die an den Abschluß von Verträgen geknüpfte Bedingung,

daß die Vertragspartner zusätzliche Leistungen anneh- Stellung, die sich nur auf den Handel innerhalb der Schweiz
auswirken können, unterliegen schweizerischem Recht undmen, die weder sachlich noch nach Handelsbrauch in

Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen. der Zuständigkeit der schweizerischen Behörden.
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Artikel 11 3. Als mit diesem Abkommen vereinbar können angesehen
werden:

a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung1. Die Organe der Gemeinschaft wenden die Artikel 8
von Gebieten, in denen die Lebenshaltung außergewöhn-und 9 an und kontrollieren Zusammenschlüsse zwischen
lich niedrig ist oder eine erhebliche UnterbeschäftigungUnternehmen gemäß den im Anhang aufgeführten Rechtsvor-
herrscht;schriften der Gemeinschaft, wobei dem Erfordernis einer engen

Zusammenarbeit zwischen den Organen der Gemeinschaft
und den schweizerischen Behörden Rechnung getragen wird. b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemein-

samem europäischem Interesse oder zur Behebung einer
beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben einer Ver-
tragspartei;2. Die schweizerischen Behörden entscheiden gemäß den

Artikeln 8 und 9 über die Zulässigkeit von Vereinbarungen,
c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirt-Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen

schaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, soweit sie diesowie über die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschen-
Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, dieden Stellung in bezug auf Strecken zwischen der Schweiz und
dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.Drittländern.

Artikel 14
Artikel 12

Die Kommission und die schweizerischen Behörden werden
die in Artikel 12 genannten Angelegenheiten und alle in den1. Die Vertragsparteien sorgen dafür, daß in bezug auf EG-Mitgliedstaaten beziehungsweise der Schweiz bestehendenöffentliche Unternehmen und auf Unternehmen, denen EG- Beihilferegelungen fortlaufend prüfen. Jede Vertragspartei trägtMitgliedstaaten oder die Schweiz besondere oder ausschließli- Sorge, daß die andere Vertragspartei über Verfahren in Kennt-che Rechte gewähren, keine Maßnahmen getroffen oder beibe- nis gesetzt wird, mit denen die Einhaltung der Regeln vonhalten werden, die diesem Abkommen widersprechen. Artikel 12 und 13 sichergestellt werden soll, und sich gegebe-
nenfalls vor einer endgültigen Entscheidung äußern kann.
Auf Verlangen einer Vertragspartei erörtert der Gemischte

2. Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemei- Ausschuß alle geeigneten Maßnahmen, die im Hinblick auf den
nem wirtschaftlichem Interesse betraut sind oder den Charakter Zweck und das Funktionieren dieses Abkommens erforderlich
eines Finanzmonopols haben, gelten die Vorschriften dieses sind.
Abkommens, insbesondere die Wettbewerbsregeln, soweit die
Anwendung dieser Vorschriften nicht die Erfüllung der ihnen
übertragenen besonderen Aufgabe rechtlich oder tatsächlich

KAPITEL 3verhindert. Die Entwicklung des Handelsverkehrs darf nicht in
einem Ausmaß beeinträchtigt werden, das den Interessen der
Vertragsparteien zuwiderläuft. Verkehrsrechte

Artikel 15Artikel 13

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen der Verordnung (EWG)
1. Soweit in diesem Abkommen nicht etwas anderes be- Nr. 2408/92 des Rates, wie sie im Anhang zu diesem
stimmt ist, sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln der Abkommen angeführt ist, gilt:
Schweiz oder eines EG-Mitgliedstaats gewährte Beihilfen gleich
welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unterneh- — Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft und der Schweizmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen erhalten Verkehrsrechte zwischen jedem Punkt in deroder zu verfälschen drohen, mit diesem Abkommen unverein- Schweiz und jedem Punkt in der Gemeinschaft;bar, soweit sie den Handel zwischen den Vertragsparteien
beeinträchtigen. — zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens erhalten

schweizerische Luftfahrtunternehmen Verkehrsrechte
zwischen Punkten in verschiedenen EG-Mitgliedstaaten.

2. Mit diesem Abkommen vereinbar sind:

2. Im Sinne von Absatz 1 gilt:
a) Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, wenn sie

ohne Diskriminierung nach der Herkunft der Waren — Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft ist ein Luftfahrt-gewährt werden; unternehmen, das seine Hauptniederlassung und, sofern
vorhanden, seinen eingetragenen Sitz in der Gemeinschaft
hat und über eine Genehmigung nach den Bestimmungenb) Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, die durch Naturka-

tastrophen oder sonstige außergewöhnliche Ereignisse der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates, wie sie im
Anhang zu diesem Abkommen angeführt ist, verfügt;entstanden sind.
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— Luftfahrtunternehmen der Schweiz ist ein Luftfahrtunter- 3. Alle Vollzugsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2
werden gemäß Artikel 19 durchgeführt.nehmen, das seine Hauptniederlassung und, sofern vor-

handen, seinen eingetragenen Sitz in der Schweiz hat und
über eine Genehmigung nach den Bestimmungen der

Artikel 19Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates, wie sie im
Anhang zu diesem Abkommen angeführt ist, verfügt.

1. Jede Vertragspartei übermittelt der anderen Vertragspar-
tei alle erforderlichen Informationen und unterstützt sie bei3. Die Vertragsparteien nehmen fünf Jahre nach Inkrafttre-
der Untersuchung möglicher Verstöße, die die andere Ver-ten dieses Abkommens Verhandlungen über die mögliche
tragspartei im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach diesem Ab-Erweiterung des Anwendungsbereichs dieses Artikels auf Ver-
kommen durchführt.kehrsrechte zwischen Punkten innerhalb der Schweiz und

zwischen Punkten innerhalb von EG-Mitgliedstaaten auf.

2. Wenn die Organe der Gemeinschaft im Rahmen der
Befugnisse, die ihnen durch dieses Abkommen übertragenArtikel 16
sind, in Angelegenheiten tätig werden, die für die Schweiz von
Interesse sind und die die schweizerischen Behörden oder
schweizerische Unternehmen betreffen, werden die schweizeri-Die Bestimmungen dieses Kapitels gehen den einschlägigen

Bestimmungen der geltenden zweiseitigen Vereinbarungen schen Behörden umfassend informiert, und es wird ihnen vor
einer endgültigen Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnah-zwischen der Schweiz und den EG-Mitgliedstaaten vor. Beste-

hende Verkehrsrechte aus diesen zweiseitigen Vereinbarungen, me gegeben.
die nicht unter Artikel 15 fallen, dürfen weiterhin ausgeübt
werden, sofern keine Diskriminierung auf Grund der Staatsan-

Artikel 20gehörigkeit erfolgt und der Wettbewerb nicht verfälscht wird.

Für alle Fragen betreffend die Gültigkeit von Entscheidungen
und Beschlüssen der Organe der Gemeinschaft, die diese auf

KAPITEL 4 Grund ihrer Zuständigkeiten nach diesem Abkommen treffen,
ist ausschließlich der Gerichtshof der Europäischen Gemein-
schaften zuständig.Anwendung dieses Abkommens

Artikel 17
KAPITEL 5

Die Vertragsparteien treffen alle geeigneten Maßnahmen allge- Gemischter Ausschußmeiner oder besonderer Art, um die Erfüllung der sich aus
diesem Abkommen ergebenden Verpflichtungen zu gewähr-
leisten, und enthalten sich aller Maßnahmen, die die Erreichung Artikel 21
der mit diesem Abkommen verfolgten Ziele gefährden.

1. Es wird ein als „Luftverkehrsausschuß Gemein-
Artikel 18 schaft/Schweiz“ bezeichneter Ausschuß (nachstehend „Ge-

mischter Ausschuß“ genannt) aus Vertretern der Vertragspar-
teien eingesetzt, der für die Verwaltung und ordnungsgemäße

1. Unbeschadet des Absatzes 2 und des Kapitels 2 ist jede Anwendung dieses Abkommens zuständig ist. Zu diesem
Vertragspartei in ihrem eigenen Gebiet für die ordnungsgemä- Zweck spricht er Empfehlungen aus und beschließt in den in
ße Anwendung dieses Abkommens, insbesondere der im diesem Abkommen vorgesehenen Fällen. Die Vertragsparteien
Anhang aufgeführten Verordnungen und Richtlinien, zustän- führen die Beschlüsse des Gemischten Ausschusses nach
dig. ihren eigenen Bestimmungen durch. Der Gemischte Ausschuß

handelt im gegenseitigen Einvernehmen.

2. In Fällen, die sich auf nach Kapitel 3 zu genehmigende
Flugdienste auswirken können, verfügen die Organe der Ge- 2. Die Vertragsparteien tauschen zur ordnungsgemäßen
meinschaft über die Befugnisse, die ihnen nach den Bestim- Anwendung dieses Abkommens Informationen aus und führen
mungen der im Anhang ausdrücklich als anwendbar bestätig- auf Verlangen einer der Vertragsparteien Konsultationen im
ten Verordnungen und Richtlinien übertragen sind. In Fällen, Gemischten Ausschuß durch.
in denen die Schweiz Maßnahmen zum Umweltschutz gemäß
Artikel 8 Absatz 2 oder Artikel 9 der Verordnung (EWG)
Nr. 2408/92 des Rates getroffen hat oder zu treffen beabsich- 3. Der Gemischte Ausschuß gibt sich durch Beschluß eine

Geschäftsordnung, die unter anderem die Modalitäten dertigt, entscheidet der Gemischte Ausschuß auf Verlangen einer
der Vertragsparteien über die Vereinbarkeit der betreffenden Einberufung von Sitzungen, der Bestimmung des Vorsitzenden

und der Festlegung des Mandats des Vorsitzenden regelt.Maßnahmen mit diesem Abkommen.



30.4.2002 DE L 114/77Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

4. Der Gemischte Ausschuß tritt bei Bedarf, mindestens KAPITEL 6
jedoch einmal jährlich, zusammen. Jede Vertragspartei kann
die Einberufung einer Sitzung verlangen. Neue Rechtsvorschriften

Artikel 23
5. Der Gemischte Ausschuß kann die Einsetzung von
Arbeitsgruppen beschließen, die ihn bei der Erfüllung seiner

1. Dieses Abkommen läßt das Recht jeder VertragsparteiAufgaben unterstützen.
unberührt, unter Beachtung des Grundsatzes der Nichtdiskri-
minierung und der Bestimmungen dieses Abkommens ihre
Rechtsvorschriften zu einem von diesem Abkommen geregel-

Artikel 22 ten Sachverhalt einseitig zu ändern.

2. Bei der Ausarbeitung neuer Rechtsvorschriften holt die
1. Die Beschlüsse des Gemischten Ausschusses sind für die betreffende Vertragspartei auf informellem Weg den Rat von
Vertragsparteien bindend. Sachverständigen der anderen Vertragspartei ein. In der Zeit

vor der förmlichen Verabschiedung der neuen Rechtsvorschrif-
ten informieren und konsultieren die Vertragsparteien einander
so umfassend wie möglich. Auf Verlangen einer der Vertrags-2. Ist eine Vertragspartei der Ansicht, daß ein Beschluß des parteien kann ein erster Meinungsaustausch im GemischtenGemischten Ausschusses von der anderen Vertragspartei nicht Ausschuß erfolgen.ordnungsgemäß angewendet wird, kann sie verlangen, daß die

Angelegenheit vom Gemischten Ausschuß behandelt wird.
Kann der Gemischte Ausschuß die Angelegenheit nicht inner- 3. Hat eine Vertragspartei eine Änderung ihrer Rechtsvor-
halb von zwei Monaten, nachdem er damit befaßt wurde, schriften verabschiedet, informiert sie die andere Vertragspartei
klären, kann die betreffende Vertragspartei für einen Zeitraum spätestens acht Tage nach der entsprechenden Veröffentli-
von längstens sechs Monaten geeignete zeitweilige Schutzmaß- chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder in
nahmen nach Artikel 31 treffen. der Amtlichen Sammlung des Bundesrechts der Schweiz. Auf

Verlangen einer Vertragspartei erfolgt im Gemischten Aus-
schuß binnen sechs Wochen nach einem solchen Verlangen
ein Meinungsaustausch über die Auswirkungen dieser Ände-

3. Die Beschlüsse des Gemischten Ausschusses werden im rung auf das ordnungsgemäße Funktionieren dieses Abkom-
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften und in der Amtlichen mens.
Sammlung des Bundesrechts der Schweiz veröffentlicht. Zu jedem
Beschluß werden der Zeitpunkt der Anwendung in den

4. Der Gemischte AusschußVertragsparteien und alle weiteren Informationen, die die
beteiligten Wirtschaftskreise betreffen können, angegeben.

— beschließt eine Änderung des Anhangs oder schlägtDie Beschlüsse werden gegebenenfalls zur Ratifikation oder
gegebenenfalls eine Änderung der Bestimmungen diesesGenehmigung durch die Vertragsparteien nach deren jeweili-
Abkommens vor, um darin — falls erforderlich, auf dergen Verfahren vorgelegt.
Grundlage der Gegenseitigkeit — die Änderungen der
betreffenden Rechtsvorschriften aufzunehmen, oder

4. Die Vertragsparteien teilen einander den Abschluß dieser — beschließt, daß die Änderungen der betreffenden Rechts-
Formalitäten mit. Falls nach Ablauf von 12 Monaten ab der vorschriften als mit dem ordnungsgemäßen Funktionie-
Beschlußfassung durch den Gemischten Ausschuß eine solche ren dieses Abkommens vereinbar anzusehen sind, oder
Mitteilung nicht erfolgt ist, gilt Absatz 5 entsprechend.

— beschließt eine andere Maßnahme, um das ordnungs-
gemäße Funktionieren dieses Abkommens zu gewähr-
leisten.

5. Beschließt der Gemischte Ausschuß in einer Angelegen-
heit, mit der er befaßt wurde, nicht binnen sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt seiner Befassung, können die Vertragsparteien

KAPITEL 7unbeschadet des Absatzes 2 für einen Zeitraum von längstens
sechs Monaten geeignete zeitweilige Schutzmaßnahmen nach
Artikel 31 treffen. Drittländer und internationale Organisationen

Artikel 24
6. Bezüglich Rechtsvorschriften, die unter Artikel 23 fallen
und zwischen der Unterzeichnung dieses Abkommens und Auf Verlangen einer Vertragspartei konsultieren die Vertrags-
dessen Inkrafttreten verabschiedet wurden und von denen die parteien einander rechtzeitig gemäß den Verfahren der Arti-
andere Vertragspartei in Kenntnis gesetzt wurde, gilt als der in kel 25, 26 und 27
Absatz 5 genannte Zeitpunkt der Befassung der Zeitpunkt
der Inkenntnissetzung. Der Gemischte Ausschuß beschließt a) zu Angelegenheiten des Luftverkehrs, die in internationa-

len Organisationen behandelt werden, undfrühestens zwei Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens.
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b) zu den verschiedenen Aspekten möglicher Entwicklungen KAPITEL 8
in den Beziehungen zwischen Vertragsparteien und
Drittländern im Bereich des Luftverkehrs sowie zum Schlußbestimmungen
Funktionieren wesentlicher Elemente zwei- oder mehrsei-
tiger Übereinkünfte auf diesem Gebiet.

Artikel 28

Die Konsultationen erfolgen innerhalb eines Monats nach dem Die Vertreter, Sachverständigen und sonstigen Bevollmächtig-Verlangen oder bei Dringlichkeit so bald wie möglich. ten der Vertragsparteien sind auch nach Beendigung ihrer
Amtstätigkeit verpflichtet, im Rahmen dieses Abkommens
erlangte Informationen, die unter das Berufsgeheimnis fallen,Artikel 25
nicht preiszugeben.

1. Hauptzweck der Konsultationen nach Artikel 24
Artikel 29Buchstabe a ist,

Jede Vertragspartei kann den Gemischten Ausschuß mit einera) gemeinsam zu ermitteln, ob die Angelegenheiten Proble-
Streitigkeit befassen, die die Auslegung oder Anwendungme von gemeinsamem Interesse aufwerfen, und
dieses Abkommens betrifft. Der Gemischte Ausschuß bemüht
sich, die Streitigkeit beizulegen. Dem Gemischten Ausschußb) je nach Art der Probleme
werden alle Informationen zur Verfügung gestellt, die für eine
eingehende Prüfung der Angelegenheit im Hinblick auf eine— gemeinsam in Betracht zu ziehen, ob das Vorgehen

der Vertragsparteien in den betreffenden internatio- annehmbare Lösung von Nutzen sein können. Zu diesem
Zweck untersucht der Gemischte Ausschuß alle Möglichkeiten,nalen Organisationen koordiniert werden sollte,

oder das ordnungsgemäße Funktionieren dieses Abkommens auf-
rechtzuerhalten. Dieser Artikel findet keine Anwendung auf

— gemeinsam ein anderes geeignetes Vorgehen in Angelegenheiten, für die nach Artikel 20 ausschließlich der
Betracht zu ziehen. Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften zuständig ist.

Artikel 302. Die Vertragsparteien tauschen so bald wie möglich alle
Informationen aus, die für die Ziele des Absatzes 1 von
Bedeutung sind. 1. Wünscht eine Vertragspartei eine Änderung dieses Ab-

kommens, setzt sie den Gemischten Ausschuß davon in
Kenntnis. Die Änderung dieses Abkommens tritt nach Ab-Artikel 26
schluß der jeweiligen internen Verfahren der Vertragsparteien
in Kraft.

1. Hauptzweck der Konsultationen nach Artikel 24
Buchstabe b ist es, relevante Angelegenheiten zu prüfen und

2. Der Gemischte Ausschuß kann nach Artikel 23 aufgeeignete Vorgehensweisen zu erwägen.
Vorschlag einer Vertragspartei beschließen, den Anhang zu
ändern.

2. Zum Zweck der Konsultationen nach Absatz 1 setzt
jede Vertragspartei die andere Vertragspartei von möglichen Artikel 31
Entwicklungen im Bereich des Luftverkehrs und von der
Handhabung zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte in diesem

Lehnt eine Vertragspartei es ab, eine sich aus diesem Abkom-Bereich in Kenntnis.
men ergebende Verpflichtung zu erfüllen, kann die andere
Vertragspartei unbeschadet des Artikels 22 und nachdem alle
anderen nach diesem Abkommen anwendbaren VerfahrenArtikel 27
erschöpft sind, geeignete zeitweilige Schutzmaßnahmen tref-
fen, um das Gleichgewicht dieses Abkommens aufrechtzu-

1. Die Konsultationen nach den Artikeln 24, 25 und 26 erhalten.
erfolgen im Rahmen des Gemischten Ausschusses.

Artikel 32
2. Falls eine Vereinbarung zwischen einer Vertragspartei
und einem Drittland oder einer internationalen Organisation Der Anhang ist Bestandteil dieses Abkommens.
die Interessen der anderen Vertragspartei beeinträchtigt, kann
letztere ungeachtet der Bestimmungen der Verordnung (EWG)

Artikel 33Nr. 2408/92, wie sie im Anhang dieses Abkommens angeführt
ist, geeignete zeitweilige Schutzmaßnahmen im Bereich des
Marktzugangs treffen, um das Gleichgewicht dieses Abkom- Unbeschadet des Artikels 16 geht dieses Abkommen den

einschlägigen Bestimmungen geltender zweiseitiger Vereinba-mens aufrechtzuerhalten. Derartige Maßnahmen dürfen jedoch
nur getroffen werden, nachdem Konsultationen in der betref- rungen zwischen der Schweiz und EG-Mitgliedstaaten über

Angelegenheiten vor, die Gegenstand dieses Abkommen undfenden Angelegenheit im Gemischten Ausschuß stattgefunden
haben. des Anhangs sind.
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Artikel 34 — Abkommen über den Luftverkehr

— Abkommen über die Freizügigkeit
Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet — Abkommen über den Güter- und Personenverkehr auf
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits und für das Schiene und Straße
Hoheitsgebiet der Schweiz andererseits.

— Abkommen über den Handel mit landwirtschaftlichen
Erzeugnissen

Artikel 35
— Abkommen über die gegenseitige Anerkennung von

Konformitätsbewertungen
1. Bei Außerkrafttreten dieses Abkommens gemäß Arti-

— Abkommen über bestimmte Aspekte des öffentlichenkel 36 Absatz 4 dürfen Flugdienste, die zum Zeitpunkt dieses
BeschaffungswesensAußerkrafttretens gemäß Artikel 15 durchgeführt werden, bis

zum Ende der Flugplanperiode, in die der Zeitpunkt des
— Abkommen über die wissenschaftliche und technologi-Außerkrafttretens fällt, durchgeführt werden.

sche Zusammenarbeit.

2. Rechte und Pflichten, die von Unternehmen gemäß den 2. Dieses Abkommen wird für eine anfängliche Dauer von
Artikeln 4 und 5 dieses Abkommens und den Bestimmungen sieben Jahren geschlossen. Es verlängert sich für unbestimmte
der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates, wie sie Zeit, sofern die Gemeinschaft oder die Schweiz der anderen
im Anhang zu diesem Abkommen angeführt ist, erworben Vertragspartei vor Ablauf der anfänglichen Geltungsdauer
wurden, bleiben vom Außerkrafttreten dieses Abkommens nichts Gegenteiliges notifiziert. Im Falle einer solchen Notifika-
nach Artikel 36 Absatz 4 unberührt. tion findet Absatz 4 Anwendung.

3. Die Gemeinschaft oder die Schweiz kann dieses Abkom-Artikel 36 men durch Notifikation gegenüber der anderen Vertragspartei
kündigen. Im Falle einer solchen Notifikation findet Absatz 4
Anwendung.1. Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation oder Geneh-

migung durch die Vertragsparteien gemäß ihren eigenen
Verfahren. Es tritt am ersten Tag des zweiten Monats in 4. Die in Absatz 1 aufgeführten sieben Abkommen treten

sechs Monate nach Erhalt der Notifikation über die Nichtver-Kraft, der auf die letzte Notifikation der Hinterlegung der
Ratifikations- oder Genehmigungsurkunden aller nachstehen- längerung gemäß Absatz 2 oder über die Kündigung gemäß

Absatz 3 außer Kraft.den sieben Abkommen folgt:

Hecho en Luxemburgo, el veintiuno de junio de mil novecientos noventa y nueve, en doble ejemplar en lenguas
alemana, danesa, española, finesa, francesa, griega, inglesa, italiana, neerlandesa, portuguesa y sueca, siendo cada uno
de estos textos igualmente auténtico.

Udfærdiget i Luxembourg, den enogtyvende juni nitten hundrede og nioghalvfems,i to eksemplarer på dansk, engelsk,
finsk, fransk, græsk, italiensk, nederlandsk, portugisisk, spansk, svensk og tysk, idet hver af disse tekster har samme
gyldighed.

Geschehen zu Luxemburg am einundzwanzigsten Juni neunzehnhundertneunundneunzig in zwei Urschriften in
dänischer, deutscher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer,
spanischer und schwedischer Sprache, wobei jeder dieser Wortlaute gleichermaßen verbindlich ist.

'Εγινε στο Λουξεµβούργο, στις είκοσι µία Ιουνίου χίλια εννιακόσια ενενήντα εννέα, σε δύο αντίγραφα στην αγγλική, γαλλική,
γερµανική, δανική, ελληνική, ισπανική, ιταλική, ολλανδική, πορτογαλική, σουηδική και φινλανδική γλώσσα· καθένα από τα
κείµενα είναι εξίσου αυθεντικό.

Done at Luxembourg on the twenty-first day of June in the year one thousand and ninety-nine, in two copies in the
Danish, Dutch, English, Finnish, French, German, Greek, Italian, Portuguese, Spanish and Swedish languages, each of
those texts being equally authentic.

Fait à Luxembourg, le vingt-et-un juin mil neuf cent quatre-vingt dix-neuf, en deux exemplaires en langues allemande,
anglaise, danoise, espagnole, finnoise, française, grecque, italienne, néerlandaise, portugaise et suédoise, chacun de
ces textes faisant également foi.

Fatto a Lussemburgo, addı̀ ventuno giugno millenovecentonovantanove, in due copie, nelle lingue danese, finlandese,
francese, greca, inglese, italiana, olandese, portoghese, spagnola, svedese e tedesca, ciascun testo facente ugualmente
fede.

Gedaan te Luxemburg, de eenentwintigste juni negentienhonderd negenennegentig, in tweevoud, in de Deense, de
Duitse, de Engelse, de Finse, de Franse, de Griekse, de Italiaanse, de Nederlandse, de Portugese, de Spaanse en de
Zweedse taal, zijnde alle teksten gelijkelijk authentiek.
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Feito em Luxemburgo, em vinte e um de Junho de mil novecentos e noventa e nove, em duplo exemplar nas lı́nguas
alemã, dinamarquesa, espanhola, finlandesa, francesa, grega, inglesa, italiana, neerlandesa, portuguesa e sueca,
fazendo igualmente fé qualquer dos textos.

Tehty Luxemburgissa kahdentenakymmenentenäensimmäusenä päivänä kesäkuuta vuonna tuhatyhdeksänsataayh-
deksänkymmentäyhdeksän kahtena kappaleena englannin, espanjan, hollannin, italian, kreikan, portugalin, ranskan,
ruotsin, saksan, suomen ja tanskan kielellä, ja jokainen teksti on yhtä todistuvsvoimainen.

Utfärdat i Luxemburg den tjugoförsta juni nittonhundranittionio i två exemplar på det danska, engelska, finska,
franska, grekiska, italienska, nederländska, portugisiska, spanska, svenska och tyska språket, vilka samtliga texter är
lika giltiga.

Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar

Por la Confederación Suiza
For Det Schweiziske Edsforbund
Für die Schweizerische Eidgenossenschaft
Για την Ελβετική Συνοµοσπονδία
For the Swiss Confederation
Pour la Confédération suisse
Per la Confederazione svizzera
Voor de Zwitserse Bondsstaat
Pela Confederação Suı́ça
Sveitsin valaliiton puolesta
På Schweiziska Edsförbundets vägnar
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ANHANG

Im Sinne dieses Abkommens gilt folgendes:

— In allen Fällen, in denen in diesem Anhang auf die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft oder das Erfordernis einer
Bindung an diese Bezug genommen wird, ist diese Bezugnahme für die Zwecke dieses Abkommens so zu
verstehen, daß sie auch auf die Schweiz oder das Erfordernis einer gleichen Bindung an sie verweist.

— Unbeschadet des Artikels 15 schließt „Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft“ in den folgenden Richtlinien
und Verordnungen der Gemeinschaft Luftfahrtunternehmen ein, die in der Schweiz über eine Betriebsbewilli-
gung verfügen und dort ihre Hauptniederlassung sowie gegebenenfalls ihren eingetragenen Sitz gemäß den
Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates haben.

1. Drittes Paket zur Liberalisierung des Luftverkehrs und sonstige Regeln für den Luftverkehr

N r . 2 4 0 7 / 9 2

Verordnung des Rates vom 23. Juli 1992 über die Erteilung von Betriebsgenehmigungen an Luftfahrtunterneh-
men

(Artikel 1-18)

(Im Hinblick auf die Anwendung von Artikel 13 Absatz 3 ist der Verweis auf Artikel 169 EG-Vertrag als
Verweis auf die anwendbaren Verfahren dieses Abkommens zu verstehen)

N r . 2 4 0 8 / 9 2

Verordnung des Rates vom 23. Juli 1992 über den Zugang von Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu
Strecken des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs

(Artikel 1-10, 12-15)

(Die Anhänge werden geändert, um schweizerische Flughäfen einzubeziehen)

N r . 2 4 0 9 / 9 2

Verordnung des Rates vom 23. Juli 1992 über Flugpreise und Luftfrachtraten

(Artikel 1-11)

N r . 2 9 5 / 9 1

Verordnung des Rates vom 4. Februar 1991 über eine gemeinsame Regelung für ein System von Ausgleichs-
leistungen bei Nichtbeförderung im Linienluftverkehr

(Artikel 1-9)

N r . 2 2 9 9 / 8 9

Verordnung des Rates vom 24. Juli 1989 über einen Verhaltenskodex im Zusammenhang mit computergesteuer-
ten Buchungssystemen

(Artikel 1-22)



L 114/82 DE 30.4.2002Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

N r . 3 0 8 9 / 9 3

Verordnung des Rates vom 29. Oktober 1993 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2299/89 über einen
Verhaltenskodex im Zusammenhang mit computergesteuerten Buchungssystemen

(Artikel 1)

N r . 8 0 / 5 1

Richtlinie des Rates vom 20. Dezember 1979 zur Verringerung der Schallemissionen von Unterschalluftfahrzeu-
gen, geändert durch die Richtlinie 83/206/EWG

(Artikel 1-9)

N r . 8 9 / 6 2 9

Richtlinie des Rates vom 4. Dezember 1989 zur Begrenzung der Schallemission von zivilen Unter-
schallstrahlflugzeugen

(Artikel 1-8)

N r . 9 2 / 1 4

Richtlinie des Rates vom 2. März 1992 zur Einschränkung des Betriebs von Flugzeugen des Teils II Kapitel 2
Band 1 des Anhangs 16 zum Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt, 2. Ausgabe (1988)

(Artikel 1-11)

N r . 9 1 / 6 7 0

Richtlinie des Rates vom 16. Dezember 1991 zur gegenseitigen Anerkennung von Erlaubnissen für
Luftfahrtpersonal zur Ausübung von Tätigkeiten in der Zivilluftfahrt

(Artikel 1-8)

N r . 9 5 / 9 3

Verordnung des Rates vom 18. Januar 1993 über gemeinsame Regeln für die Zuweisung von Zeitnischen auf
Flughäfen in der Gemeinschaft

(Artikel 1-12)

N r . 9 6 / 6 7

Richtlinie des Rates vom 15. Oktober 1996 über den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste auf den
Flughäfen der Gemeinschaft

(Artikel 1-9, 11-23, 25)

N r . 2 0 2 7 / 9 7

Verordnung des Rates vom 9. Oktober 1997 über die Haftung von Luftfahrtunternehmen bei Unfällen

(Artikel 1-8)
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N r . 3 2 3 / 1 9 9 9

Verordnung des Rates vom 8. Februar 1999 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2299/89 über einen
Verhaltenskodex im Zusammenhang mit computergesteuerten Buchungssystemen

(Artikel 1, 2)

2. Wettbewerbsregeln

Verweise in den folgenden Rechtsakten auf Artikel 81 und 82 EG-Vertrag sind als Verweise auf Artikel 8 und 9
dieses Abkommens zu verstehen.

N r . 1 7 / 6 2

Verordnung des Rates vom 6. Februar 1962: Erste Durchführungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86 des
EWG-Vertrags in der durch Verordnung Nr. 59, Verordnung Nr. 118/63/EWG und Verordnung (EWG)
Nr. 2822/71 geänderten und ergänzten Fassung

(Artikel 1-9, 10 Absätze 1-2, Artikel 11-14, 15 Absätze 1-2, 4-6, Artikel 16 Absätze 1-2, Artikel 17-24)

N r . 1 4 1 / 6 2

Verordnung des Rates vom 26. November 1962 über die Nichtanwendung der Verordnung Nr. 17 des Rates
auf den Verkehr, geändert durch die Verordnungen Nr. 165/65/EWG und 1002/67/EWG

(Artikel 1-3)

N r . 3 3 8 5 / 9 4

Verordnung der Kommission vom 21. Dezember 1994 über die Form, den Inhalt und die anderen Einzelheiten
der Anträge und Anmeldungen nach der Verordnung Nr. 17 des Rates

(Artikel 1-5)

N r . 9 9 / 6 3

Verordnung der Kommission vom 25. Juli 1963 über die Anhörung nach Artikel 19 Absätze 1 und 2 der
Verordnung Nr. 17 des Rates

(Artikel 1-11)

N r . 2 9 8 8 / 7 4

Verordnung des Rates vom 26. November 1974 über die Verfolgungs- und Vollstreckungsverjährung im
Verkehrs- und Wettbewerbsrecht der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

(Artikel 1-7)

N r . 3 9 7 5 / 8 7

Verordnung des Rates vom 14. Dezember 1987 über die Einzelheiten der Anwendung der Wettbewerbsregeln
auf Luftfahrtunternehmen, geändert durch Verordnungen (EWG) Nr. 1284/91 und (EWG) Nr. 2410/92 (siehe
unten)

(Artikel 1-7, 8 Absätze 1-2, Artikel 9-11, 12 Absätze 2, 4-5, Artikel 13 Absätze 1-2, Artikel 14-19)
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N r . 1 2 8 4 / 9 1

Verordnung des Rates vom 14. Mai 1991 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3975/87 über die
Einzelheiten der Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Luftfahrtunternehmen

(Artikel 1)

N r . 2 4 1 0 / 9 2

Verordnung des Rates vom 23. Juli 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3975/87 über die
Einzelheiten der Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Luftfahrtunternehmen

(Artikel 1)

N r . 3 9 7 6 / 8 7

Verordnung des Rates vom 14. Dezember 1987 zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages auf
bestimmte Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im Luftverkehr,
geändert durch die Verordnungen (EWG) Nr. 2344/90 und (EWG) Nr. 2411/92 (siehe unten)

(Artikel 1-5, 7)

N r . 2 3 4 4 / 9 0

Verordnung des Rates vom 24. Juli 1990 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3976/87 zur Anwendung
von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander
abgestimmten Verhaltensweisen im Luftverkehr

(Artikel 1)

N r . 2 4 1 1 / 9 2

Verordnung des Rates vom 23. Juli 1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3976/87 zur Anwendung
von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander
abgestimmten Verhaltensweisen im Luftverkehr

(Artikel 1)

N r . 3 6 5 2 / 9 3 ( * )

Verordnung der Kommission vom 22. Dezember 1993 zur Anwendung vom Artikel 81 Absatz 3 des
Vertrages auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen zwischen Unternehmen über computergesteuerte
Buchungssysteme für den Luftverkehr

(Artikel 1-15)

N r . 1 6 1 7 / 9 3 ( * )

Verordnung der Kommission vom 25. Juni 1993 zur Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag auf
Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen betreffend die
gemeinsame Planung und Koordinierung von Flugplänen, den gemeinsamen Betrieb von Flugdiensten,
Tarifkonsultationen im Personen- und Frachtlinienverkehr sowie die Zuweisung von Zeitnischen auf Flughäfen

(Artikel 1-7)

(*) Abgelaufen, aber bis zur Annahme einer neuen Regelung von Bedeutung zur Politikausrichtung
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N r . 1 5 2 3 / 9 6

Verordnung der Kommission vom 24. Juli 1996 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1617/93 zur
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag auf Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen und
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen betreffend die gemeinsame Planung und Koordinierung von
Flugplänen, den gemeinsamen Betrieb von Flugdiensten, Tarifkonsultationen im Personen- und Frachtlinienver-
kehr sowie die Zuweisung von Zeitnischen auf Flughäfen

(Artikel 1, 2)

N r . 4 2 6 1 / 8 8

Verordnung der Kommission vom 16. Dezember 1988 über die Beschwerden, Anträge sowie über die
Anhörung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3975/87 des Rates

(Artikel 1-14)

N r . 4 0 6 4 / 8 9

Verordnung des Rates vom 21. Dezember 1989 über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen

(Artikel 1-8, 9 Absätze 1-8, Artikel 10-18, Artikel 19 Absätze 1-2, Artikel 20-23)

N r . 1 3 1 0 / 9 7

Verordnung des Rates vom 30. Juni 1997 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates über
die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen

(Artikel 1, 2)

N r . 3 3 8 4 / 9 4

Verordnung der Kommission vom 21. Dezember 1994 über die Anmeldungen, über die Fristen sowie über die
Anhörung nach der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates über die Kontrolle von Unternehmenszusammen-
schlüssen

(Artikel 1-23)

N r . 8 0 / 7 2 3

Richtlinie der Kommission vom 25. Juni 1980 über die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen
den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen, geändert durch die Richtlinie Nr. 85/413/EWG vom
24. Juli 1985

(Artikel 1-9)

N r . 8 5 / 4 1 3

Richtlinie der Kommission vom 24. Juli 1985 zur Änderung der Richtlinie 80/723/EWG über die Transparenz
der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen

(Artikel 1-3)
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3. Technische Harmonisierung

N r . 3 9 2 2 / 9 1

Verordnung des Rates vom 16. Dezember 1991 zur Harmonisierung der technischen Vorschriften und der
Verwaltungsverfahren in der Zivilluftfahrt

(Artikel 1-3, 4 Absätze 2, 5-11, 13)

N r . 9 3 / 6 5

Richtlinie des Rates vom 19. Juli 1993 über die Aufstellung und Anwendung kompatibler technischer
Spezifikationen für die Beschaffung von Ausrüstungen und Systemen für das Flugverkehrsmanagement

(Artikel 1-5, 7-10)

(Der Anhang sollte ergänzt werden und Swisscontrol sowie alle anderen Schweizer Organisationen gemäß
Artikel 5 beinhalten)

N r . 9 7 / 1 5

Richtlinie der Kommission vom 25. März 1997 zur Übernahme von Eurocontrol-Normen und zur
Änderung der Richtlinie 93/65/EWG des Rates über die Aufstellung und Anwendung kompatibler technischer
Spezifikationen für die Beschaffung von Ausrüstungen und Systemen für das Flugverkehrsmanagement

(Artikel 1-4, 6)

4. Flugsicherheit

N r . 9 4 / 5 6 / E C

Richtlinie des Rates vom 21. November 1994 über Grundsätze für die Untersuchung von Unfällen und
Störungen in der Zivilluftfahrt

(Artikel 1-13)

5. Sonstiges

N r . 9 0 / 3 1 4

Richtlinie des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen

(Artikel 1-10)

N r . 9 3 / 1 3

Richtlinie des Rates vom 5. April 1993 über mißbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen

(Artikel 1-11)


